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(Nr. 13225.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln 1192 e der Nogathaffkampen im 
Regierungsbezirke Marienwerder. Vom 21. April 19 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


9 
Dem Staatsminiſterium wird ein Betrag von 910 000 Reichsmark zur Erſchließung der Nogathaff⸗ 
kampen im Regierungsbezirke Marienwerder zur Verfügung geſtellt. 


8 2. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu be⸗ 
ſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen Schuld⸗ 
kapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf 
bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der 
Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


83. - 
Die Erlöſe aus dem Verkaufe der mit Anleihemitteln urbar gemachten oder erſchloſſenen Ländereien, 


und zwar nicht nur die baren Kaufſummen, ſondern auch bei Verkäufen gegen Rentenzahlung die Renten, 
ſind Bee zur verſtärkten Tilgung von Anleihen zu verwenden. 


8 4. 


Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirts ſchaft, Domänen und Forſten und 
dem Finanzminiſter ob. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 21. April 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 14. Mai 1927.) 
Geſetzſaammlung 1927, (Nr. 13225.— 13229.) = 
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(Nr. 13226.) Geſetz über Verlängerung der Geltungsdauer des Artikels 1, I bis III des Geſetzes über die 
Anderung des Polizeikoſtengeſetzes. Vom 22. April 1927. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Die Geltungsdauer des Artikels 1,1 bis III des Geſetzes über die Anderung des Polizeikoſtengeſetzes 
vom 6. November 1924 (Geſetzſamml. S. 727) wird bis zum 30. September 1927 verlängert. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 22. April 1927. 


(Siegel!) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Grzeſinſki. 


(Nr. 13227.) Geſetz zur Abänderung des Grundvermögenſteuergeſetzes vom 14. Februar 1923 (Geſetzſamml. 
S. 29) und des Geſetzes vom 28. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 119) in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung vom 28. Dezember 1925 (Geſetzſamml. S. 178) und des Geſetzes vom 29. Juli 1926 
(Geſetzſamml. S. 238). Vom 22. April 1927. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 

Das Geſetz über die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen vom 14. Februar 1923 
(Geſetzſamml. S. 29) in der Faſſung des Geſetzes vom 28. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 119), der Ver⸗ 
ordnung vom 28. Dezember 1925 (Geſetzſamml. S. 178) und des Geſetzes vom 29. Juli 1926 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 238) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abſ. 1 zu b erhält folgende Faſſung: 
bei Grundſtücken, die dauernd land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Zwecken 
zu dienen beſtimmt ſind, 


für die erſten 10 000 Reichsmark des Wertes 0,10 Reichsmark, 
für die nächſten 30 000 Reichsmark.. 0,15 » 
für die nächſten 60 000 Reichsmark 0,20 » 
and ür den Mehrwert Be 3 0,25 » 


2. Im $ 23 treten an die Stelle der Worte „mit dem 31. März 1927“ die Worte „mit dem 
31. März 1928/¼ 
Artikel II. 


Das Geſetz vom 28. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 119) in der Faſſung des Geſetzes vom 29. Juli 1926 
(Geſetzſamml. S. 238) wird wie folgt geändert: 


Im Artikel II treten an die Stelle der Worte „mit dem 31. März 1927, die Worte „mit dem 
31. März 1928, 
Artikel III. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1927 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 22. April 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 
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(Nr. 13228.) Geſetz zur Anderung der Hauszinsſteuerverordnung. Vom 27. April 1927. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Die Hauszinsſteuerverordnung in der Faſſung der Bekanntmachung vom 2. Juli 1926 (Geſetzſamml. 


S. 213) wird mit Wirkung vom 1. April 1927 an wie folgt geändert: 


1. 
2. 


1 


S 


S 


2 


Im 52 Abſ.1 werden die Worte „1000 vom Hundert“ erſetzt durch die Worte „1 200 vom Hundert“. 


Im 8 2 Abſ. 2 letzte Zeile werden die Worte „und fließen zwei Drittel dem Lande zu“ erſetzt durch 
die Worte „zwei Drittel fließen dem Lande mit der Maßgabe zu, daß die durch die Hauszinsſteuer⸗ 
ſteigerung vom 1. April 1927 an erzielten Mehrerträge gegenüber dem Rechnungsjahre 1926 zur 
Förderung der Bautätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungsweſens den Stadt⸗ und Landkreiſen 
nach Maßgabe des örtlichen Aufkommens im Rechnungsjahre 1926 zu überweiſen find‘. 
Im 54 Abſ. 3 Zeile 2 werden die Worte „40 vom Hundert“ erſetzt durch die Worte „60 vom Hundert“. 
Im $4 Abſ. 3 wird zwiſchen den Worten „bei einer Belaſtung bis zu 40 vom Hundert des Friedens⸗ 
werts 875 vom Hundert der Grundvermögenſteuer (5 2 Abſ. 1, 3, 4“ und „beträgt“ eingefügt: 
bei einer Belaſtung bis zu 45 vom Hundert des Friedenswerts 1000 vom Hundert der Grund⸗ 
vermögenſteuer (§ 2 Abſ. 1, 3, 4), . 
bei einer Belaſtung bis zu 50 vom Hundert des Friedenswerts 1050 vom Hundert der Grund⸗ 
vermögenſteuer (§ 2 Abſ. 1, 3, , 
bei einer Belaſtung bis zu 55 vom Hundert des Friedenswerts 1 100 vom Hundert der Grund⸗ 
vermögenſteuer (§ 2 Abſ. 1, 3, , 
bei einer Belaſtung bis zu 60 vom Hundert des Friedenswerts 1 150 vom Hundert der Grund⸗ 
vermögenſteuer (§ 2 Abſ. 1, 3, 4. 


. Hinter § 4 wird folgender neuer § 43 eingefügt: 


$ da. 

Bei den über 45 vom Hundert des Friedenswerts belafteten Grundſtücken, die vom Eigen- 
tümer bewohnt oder für ſeine gewerblichen Zwecke genutzt werden, iſt auf Antrag des Eigentümers 
die auf die eigenbewohnten oder eigengenutzten gewerblichen Räume im Verhältniſſe der Friedens⸗ 
miete entfallende Steuer auf 1000 vom Hundert der Grundvermögenſteuer ($ 2 Abſ. 1, 3, herab⸗ 
zuſetzen. Dieſelbe Herabſetzung findet auf Antrag ſtatt für Grundſtücke von Baugenoſſenſchaften, die 
von Mitgliedern dieſer Genoſſenſchaften bewohnt werden. 


8 5 Abſ. 1b wird erſetzt durch folgende Vorſchrift: 


b) die Steuer auf 500 vom Hundert der Grundvermögenſteuer ($ 2 Abſ. 1, 3, A) herabzuſetzen, 
ſofern das Einfamilienhaus zu dieſem Zeitpunkte bis zu einem Goldmarkbetrage von 30 vom 
Hundert des Friedenswerts belaſtet war. 


8 5 Abſ. 1 erhält folgende Zuſätze: 


e) die Steuer auf 625 vom Hundert der Grundvermögenſteuer (§ 2 Abſ. 1, 3, 4) herabzuſetzen, 
ſofern das Einfamilienhaus zu dieſem Zeitpunkte bis zu einem Goldmarkbetrage von 40 vom 
Hundert des Friedenswerts belaſtet war, 

d) die Steuer auf 750 vom Hundert der Grundvermögenſteuer ($ 2 Abſ. 1, 3, herabzuſetzen, 
ſofern das Einfamilienhaus zu dieſem Zeitpunkte mit einem Goldmarkbetrage von mehr als 
40 vom Hundert des Friedenswerts belaſtet war. 


. $5 Abſ. 2 Satz 1 erhält folgenden Zuſatz: 


oder einzelne Räume vom Eigentümer für ſeine gewerblichen Zwecke genutzt werden. 


Dem $ 5 wird folgender Abſ. 3 angefügt: 


(3) Den Eigentümern gleichgeftellt find die Mitglieder von Baugenoſſenſchaften, die ein 
Einfamilienhaus der Genoſſenſchaft mit der Anwartſchaft auf ſpätere Eigentumsübertragung 
bewohnen. a 


Dy. Grunau, lol ten. 892 12% 
62 R 22 


10. Im §9 wird hinter Abſ. 5 folgender neuer Abſ. 5a eingefügt: 
(5a) Die Steuer iſt um den Betrag zu ermäßigen, den der Eigentümer als Verzinſung 


und Tilgung für den Betrag aufwendet, den er als Hypotheken für notwendig gewordene 
Reparaturen (Reparaturhypotheken) aufgenommen hat. 300 


11. Im 9 10 Abſ. 1 wird zwiſchen „§ 4“ und dem Worte „und“ eingefügt: $ 4a. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 27. April 1927. 
(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Hirtſiefer. Höpker Aſchoff. Grzeſinſki. 


(Nr. 13229.) Vierte Verordnung zur Durchführung der Hauszinsſteuerverordnung. Vom 27. April 1927. 


Auf Grund der 85 10 Abſ. 2, 14 der Hauszinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 213) in 
der Faſſung des Geſetzes zur Anderung der Hauszinsſteuerverordnung vom 27. April 1927 (Geſetzſamml. ©. 61) 
wird folgendes verordnet: 

9 1. 

()) Sofern ein Antrag gemäß § 2 Abſ. 3 und 4, 5 4 Abſ. 3 bis 5, $ 5 auf Grund der Hauszinsſteuerverordnung 
in der Faſſung vom 2. Juli 1926 geſtellt worden ift, gilt der Antrag auf Gewährung der vom 1. April 1927 an 
geltenden entſprechenden Steuervergünſtigung als geſtellt und der Steuerbeſcheid als erteilt. 

(2) Sofern ein Antrag gemäß $ 2 Abſ. 3 und 4, 5 4 Abſ. 3 bis 5, $ 5 auf Grund der Hauszinsſteuerverordnung 
in der Faſſung vom 2. Juli 1926 bisher noch nicht geſtellt worden ift, iſt der Antrag bis zum 1. Juli 1927 zu ſtellen. 

(8) Anträge, die auf Grund der Ziffer 4 bis 9 des Geſetzes zur Anderung der Hauszinsſteuerverordnung 
vom 27. April 1927 (Geſetzſamml. S. 61) geſtellt werden können, find bis zum 1. Oktober 1927 zu ftellen. 


2. 
Die Verordnung tritt mit dem 1. April 1927 = Kraft. 
Berlin, ben 27. April 1927. 
Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Höpker Aſchoff. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Mai 1926 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Landkreis Uelzen für den Bau einer 
60 000 Volt⸗Leitung vom Kraftwerk Oldau nach Uelzen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 7 S. 35, ausgegeben am 19. Februar 1927; 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Februar 1927 
über die Verlängerung der Genehmigung des XXV. Nachtrags zu den Neuen Satzungen der 
Landſchaft der Provinz Sachſen bis zum 31. Dezember 1929 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 10 S. 61, ausgegeben am 5. März 1927; 
3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. Februar 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Bezirksverband des Regierungsbezirkes 
Wiesbaden — vertreten durch den Landeshauptmann in Naſſau zu Wiesbaden — für die Her⸗ 
ſtellung einer Durchgangsverbindung zwiſchen Frankfurt a. M. und Wiesbaden beziehungs⸗ 
weiſe Mainz durch den Bau von Umgehungsſtraßen um Hattersheim und Groß Höchſt ſowie 
um Erbenheim 
durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 13 S. 45, ausgegeben am 2. April 1927; 
4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. März 1927 
über die Verlängerung der Genehmigung des XIX. Nachtrags zu den Neuen Satzungen der 
Landſchaft der Provinz Sachſen bis zum 1. Juni 1932 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 15 S. 89, ausgegeben am 9. April 1927. 
Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Verlag des Gefegfammlungsamts, Berlin NW 40, Scharnhorſtſtr. 4. — Gedrudt in der Reichsdruckerel, Berlin 
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